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I. Vorbemerkungen 
 
Mit dem demografischen Wandel und der Zunahme chronischer Erkrankungen in einer älter 
werdenden Gesellschaft steigt der Bedarf nach einer wohnortnahen Versorgung und Betreu-
ung der Patientinnen und Patienten. Besonders im ländlichen Raum gestaltet sich die haus-
ärztliche Versorgung jedoch zunehmend schwieriger. Während die Anzahl der Patienten 
steigt, nimmt die Zahl der Hausärztinnen und Hausärzte kontinuierlich ab. Prognosen der 
Kassenärztlichen Bundesvereinigung (KBV) aus dem Jahr 2016 zeigen, dass es im Jahr 
2030 bundesweit fast 10.000 Hausärzte weniger geben wird als noch im Jahr 2014.1 Eine Si-
mulation, die das IGES Institut kürzlich im Auftrag der Robert-Bosch-Stiftung durchgeführt 
hat, bestätigt diese Zahlen. Die Wissenschaftler rechnen damit, dass 2035 aufgrund des 
Hausärztemangels ein Fünftel aller Landkreise in Deutschland hausärztlich unterversorgt 
sein werden.2 Allein in Hessen sind laut der Kassenärztlichen Vereinigung Hessen aktuell 
268 Hausarztsitze unbesetzt. 
 
Gründe für den Hausärztemangel 
 
Der Hausärztemangel hat sowohl strukturelle als auch politische Gründe. Nach § 73 Abs. 1a 
SGB V nehmen neben Fachärzten für Allgemeinmedizin auch Fachärzte für Innere Medizin 
(ohne Schwerpunkt) sowie Fachärzte für Kinder- und Jugendmedizin an der hausärztlichen 
Versorgung teil. Fachgruppenübergreifend sind aktuell ein Drittel aller Hausärztinnen und -
ärzte älter als 60 Jahre.3 Sie scheiden in den kommenden Jahren altersbedingt aus der Ver-
sorgung aus. Im Verhältnis zu den feststehenden Abgängen gibt es jedoch zu wenige Nach-
wuchsmediziner, die sich für eine hausärztliche Berufslaufbahn entscheiden. Dabei zeigt 
eine differenzierte Analyse der Hausarztzahlen, dass einzelne Fachgruppen – bundesweit 
wie in Hessen – sich durchaus positiv entwickeln (s. Abbildungen 1 und 2). 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

Quelle: Kassenärztliche Bundesvereinigung, Statistische Informationen aus dem Bundesarztregister 2013-2020 

                                                        
1 Vgl. Kassenärztliche Bundesvereinigung, „Deutschlandweite Projektion 2030 – Arztzahlentwicklung in Deutsch-
land“ (Stand 05.10.2016). 
2 Vgl. Robert-Bosch-Stiftung, „Gesundheitszentren für Deutschland. Wie ein Neustart in der Primärversorgung 
gelingen kann“, Stuttgart, Mai 2021, S. 41. 
3 Vgl. Kassenärztliche Bundesvereinigung, „Statistische Informationen aus dem Bundesarztregister“ (Stand 
31.12.2019). 
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Abb. 1: Fachgruppen in der hausärztlichen Versorgung bundesweit (2013-20)

Allgemeinmediziner Internisten Kinder- und Jugendärzte Praktische Ärzte
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Quelle: Kassenärztliche Vereinigung Hessen (Stand 31.12.2020) 
 
Fachärzte für Allgemeinmedizin sind weiterhin die größte Gruppe innerhalb der Hausärzte-
schaft (Bund 55% / Hessen 61%). Im Verhältnis zu Fachärzten für Innere Medizin ohne 
Schwerpunkt (Bund 26% / Hessen 27%) und Kinder- und Jugendärzten (Bund 13% / Hessen 
10%) nimmt ihr Anteil aber kontinuierlich ab. Bei den Weiterbildungsabschlüssen verzeich-
nen die Allgemeinmediziner trotz aller Fördermaßnahmen nicht ausreichend Zuwächse, um 
die Zahl derer, die altersbedingt aus dem Beruf ausscheiden, auszugleichen. Die Innere Me-
dizin (ohne Schwerpunkt) ist hingegen ungebrochen das Fachgebiet mit den meisten Weiter-
bildungsabschlüssen. Das hat positive Auswirkungen auf den hausärztlichen Versorgungs-
bereich: immer mehr Internistinnen und Internisten entscheiden sich für eine Tätigkeit als 
Hausarzt. Seit 2013 ist die Zahl der hausärztlichen Internisten bundesweit um 25 Prozent – 
in Hessen sogar um 28 Prozent – gestiegen. Mittlerweile machen Internisten und Kinder- 
und Jugendärzte fast vierzig Prozent aller Hausärzte aus. Entsprechend bieten diese 
beiden Fachgruppen auch großes Potential, Versorgungsengpässe abzubauen und zu 
vermeiden.  
 
Zusätzlich zur demografischen Entwicklung ist der hausärztliche Versorgungsbereich auch 
überproportional stark von dem allgemeinen Trend betroffen, dass die Niederlassung für 
viele junge Ärztinnen und Ärzte kein attraktives Arbeitsmodell mehr darstellt. Anstatt sich ei-
genunternehmerisch als Praxisinhaber unter Übernahme eines vollen Versorgungsauftrages 
niederzulassen, nehmen Teilzeitmodelle und die Arbeit in Anstellung deutlich zu. Dabei ist 
vor allem in ländlichen Regionen die hausärztliche Einzelpraxis nach wie vor die dominie-
rende Versorgungsform. 
Hinzu kommt, dass der ländliche Raum auch aufgrund fehlender Infrastrukturangebote im 
Gegensatz zu Städten und Ballungsräumen als mögliches Tätigkeits- beziehungsweise Nie-
derlassungsgebiet immer seltener in Betracht kommt. Aus Sicht des Berufsverbandes 
Deutscher Internisten (BDI) und der Deutschen Gesellschaft für Innere Medizin (DGIM) 
muss die Landarztquote deshalb zwingend mit Maßnahmen flankiert werden, die diese 
grundsätzlichen Probleme gleichermaßen beseitigen. 
 
Politik und Selbstverwaltung haben in den letzten Jahren mit einer Vielzahl von Maßnahmen 
versucht, dem Hausärztemangel entgegenzuwirken: von finanziellen Anreizen zur 
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Abb. 2: Fachgruppen in der hausärztlichen Versorgung in Hessen (2013-20)

Allgemeinmediziner Internisten Kinder- und Jugendärzte Praktische Ärzte
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Niederlassung in unterversorgten Gebieten und der Flexibilisierung von Beschäftigungsver-
hältnissen, beinhalteten diese in erster Linie Maßnahmen zur Stärkung der Allgemeinmedizin 
in der Aus- und Weiterbildung. Diese Maßnahmen von Bund und Ländern, die in ihrer Kon-
zeption „hausärztliche Versorgung“ als exklusive Aufgabe der Fachärztinnen und -ärzte für 
Allgemeinmedizin verstehen, sind nicht immer konsistent, denn sie widersprechen sowohl 
dem Ziel, die hausärztliche Versorgung zu stärken, als auch den Vorgaben des SGB V. 
Ebenso wenig spiegeln sie die Versorgungsrealität in Deutschland angemessen wider. Das 
gilt auch für den vorliegenden Gesetzentwurf. Indem Fachärztinnen und -ärzte für Innere Me-
dizin (ohne Schwerpunkt) bei der Konzeption von Lösungsstrategien nicht einbezogen wer-
den, ruft die Politik vorhandene ärztliche Ressourcen nicht umfassend ab. Die gewünschten 
Effekte für die Sicherstellung der Patientenversorgung werden häufig nicht erreicht.  
Aus Sicht des BDI und der DGIM kann der drohende Versorgungsmangel nicht allein von All-
gemeinmedizinern behoben werden. Eine flächendeckende Patientenversorgung kann nur 
gemeinsam von Allgemeinmedizinern, Internisten (ohne Schwerpunkt) sowie Kinder- und Ju-
gendärzten sichergestellt werden. Der BDI und die DGIM werben deshalb dafür, alle drei 
Fachgruppen gleichermaßen in Förderprogramme einzubeziehen, um bestmögliche 
Effekte für die Versorgung zu erzielen. 
 
Von den rund 34.000 Internistinnen und Internisten ohne Schwerpunkt sind der überwie-
gende Teil, rund 18.500 ambulant tätig. 4 
 
Darüber hinaus spiegelt sich der besondere Fokus auf die ambulante Tätigkeit von Fachärz-
tinnen und Fachärzten für Innere Medizin ohne Schwerpunkt auch in der (Muster-)Weiterbil-
dungsordnung, in dem umfangreiche Weiterbildungsinhalte in der ambulanten Medizin er-
worben werden können, wider. 5 
 
 
Versorgungsqualität sicherstellen 
 
Internistinnen und Internisten sind auch qualitativ eine notwendige Fachgruppe in der haus-
ärztlichen Versorgung. Die Komplexität medizinischer Abläufe, die speziellen Probleme im 
höheren Lebensalter sowie die zunehmende Multimorbidität der Patienten haben die Qualifi-
kationsanforderung an die hausärztliche Tätigkeit in den letzten Jahren verändert. Inhaltlich 
geht es weitgehend um Führung und Betreuung von Patienten mit chronischen und komple-
xen Krankheitsbildern. Dies ist gemäß ihrer Weiterbildung die originäre Aufgabe von Internis-
tinnen und Internisten. Mehr als 80 Prozent aller akuten und chronischen Erkrankungen, die 
in der hausärztlichen Praxis behandelt werden, haben einen internistischen Bezug (z.B. Dia-
betes mellitus, Rheuma usw.). Auch die überwiegende Anzahl der Notfälle in Deutschland 
sind internistischer Natur (z.B. Herzinfarkt, Luftnot usw.). Insofern ist der Facharzt für Innere 
Medizin auch der geeignete Facharzt, diese Notfälle zu behandeln. 
 
 
Landarztquote versorgungsnah gestalten 
 
Im Hinblick auf die Entwicklung der Arztzahlen im hausärztlichen Versorgungsbereich wer-
ben BDI und DGIM mit Nachdruck dafür, alle Fachgruppen, die § 73 Abs. 1a (SGB V) an der 

                                                        
4  Vgl. Bundesärztekammer Ärztestatistik zum 31.12.2020 (Bundesgebiet gesamt) 
5  Vgl. Bundesärztekammer (Muster-)Weiterbildungsordnung 2018 (Fassung vom 26.06.2021) 
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hausärztlichen Versorgung teilnehmen, gleichberechtigt in die Vorabquote einzubeziehen. 
BDI und DGIM schlagen vor, die Landarztquote in Hessen in Anlehnung an die Land-
arztquoten in Baden-Württemberg und Nordrhein-Westfalen zu konzipieren. Beide Bun-
desländer haben ihre Landarztquoten entsprechend der Vorgaben im Sozialgesetzbuch ge-
staltet. Bewerberinnen und Bewerber, die sich im Rahmen der Landarztquote für den Studi-
engang Humanmedizin an den Hochschulen in der Trägerschaft des Landes Hessen bewer-
ben, erhielten somit die Wahlmöglichkeit, ihre Weiterbildung nach Erhalt der Approbation 
entweder im Fach Allgemeinmedizin, Kinder- und Jugendmedizin oder Innere Medizin (ohne 
Schwerpunkt) zu absolvieren. Damit würde aus Sicht des BDI und der DGIM den Studieren-
den mehr Raum für die persönliche Entwicklung gegeben und die Attraktivität des Versor-
gungsbereiches deutlich gesteigert.  
 
BDI und DGIM stehen dem Land Hessen bei der Umsetzung einer entsprechenden Land-
arztquote als Partner – z.B. bei der Durchführung der Auswahlgespräche – gerne zur Verfü-
gung. 
 
Auch die Mitgliederzahlen beider Verbände von insgesamt 48.589 Internistinnen und Inter-
nisten, sowie 1715 Studentinnen und Studenten bieten ausreichend Potenzial die hessische 
Landarztquote zu adressieren und zu bewerben.   
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II. Maßnahmen des Kabinettsentwurfes im Einzelnen 
 
§ 2 Zulassungsvoraussetzungen 
 
In § 2 regelt der Gesetzentwurf die Zulassungsvoraussetzungen. Gemäß § 2 Nr. 1 müssen 
Bewerberinnen und Bewerber, die sich im Rahmen der Vorabquote für den Studiengang Hu-
manmedizin an den Hochschulen in der Trägerschaft des Landes Hessen bewerben, sich 
rechtlich verpflichten, nach Erhalt der Approbation ihre Weiterbildung im Gebiet Allgemein-
medizin oder Kinder- und Jugendmedizin in Hessen zu absolvieren. 
 
BDI/DGIM: 
 
Die aktuelle Regelung sieht keine Einbindung des Fachgebietes Innere Medizin vor. Bewer-
berinnen und Bewerber haben damit nicht die Möglichkeit, eine Weiterbildung im Gebiet In-
nere Medizin (ohne Schwerpunkt) zu absolvieren, obwohl Internistinnen und Internisten die 
zweitgrößte Fachgruppe in der hausärztlichen Versorgung darstellen. § 2 Nr. 1 steht damit 
im direkten Widerspruch zu § 73 Abs. 1a SGB V. 
 
Zudem spiegelt die exklusive Verpflichtung der Bewerberinnen und Bewerber auf eine Wei-
terbildung in der Facharztrichtung Allgemeinmedizin die Versorgungsrealität in Deutschland 
nicht angemessen wider. Die Attraktivität des hausärztlichen Versorgungsbereiches wird 
dadurch geschmälert. 
 
Der BDI und die DGIM lehnen die Regelung gemäß § 2 Nr. 1 Gesetzentwurf zur Sicherung 
der hausärztlichen Versorgung und des öffentlichen Gesundheitsdienstes in Hessen ab und 
schlagen vor,  
§ 2 Nr. 1 wie folgt zu ändern: 

 
1. unverzüglich nach Erhalt der Approbation eine Weiterbildung im Gebiet Allge-

meinmedizin, Innere Medizin (ohne Schwerpunkt) oder Kinder- und Jugendmedi-
zin in Hessen zu absolvieren und 

 
 
 
§ 2 Nr. 2 regelt, dass Bewerberinnen und Bewerber sich verpflichten, unverzüglich nach Ab-
schluss der Weiterbildung für mindestens zehn Jahre ausschließlich in Hessen hausärztlich 
tätig zu sein. 
 
BDI/DGIM:  
 
Ärztinnen und Ärzte in Weiterbildung sind ein integraler Bestandteil der Patientenversorgung. 
Sowohl während der stationären als auch während der ambulanten Weiterbildung tragen die 
approbierten Ärztinnen und Ärzte bereits zur Sicherstellung der Versorgung bei. Ärztinnen 
und Ärzte in Weiterbildung, die ihre ambulante Weiterbildung bereits in einer hausärztlichen 
Praxis in einem definierten Gebiet mit besonderem öffentlichem Bedarf absolvieren, tragen 
frühzeitig zur Beseitigung von Versorgungsengpässen bei. Dieses Engagement sollte aner-
kannt werden, indem die Weiterbildungszeit in einem unterversorgten Gebiet auf den Ver-
pflichtungszeitraum angerechnet wird. 
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Der BDI und die DGIM schlagen vor, die Regelung gemäß § 2 Nr. 2 wie folgt zu ergänzen: 
 

Die ambulante Weiterbildungszeit (maximal 24 Monate) in einer hausärztlichen Praxis 
in einem Bedarfsgebiet nach § 3 wird auf die Verpflichtung (10-Jahres-Zeitraum) an-
gerechnet. 

 
 
 
 
§ 6 Vertragsstrafe 
 
In § 6 Abs. 1 regelt das Gesetz die Vertragsstrafen für den Fall, dass eine Bewerberin oder 
Bewerber ihrer Verpflichtung nach § 2 Nr. 1 und 2 oder § 4 Nr. 1 und 2 nicht oder nicht voll-
umfänglich nachkommt. 
 
BDI/DGIM:  
 
Bei der Ausgestaltung der Vertragsstrafe gilt es ein angemessenes Niveau zu finden. Das 
Rechtsgutachten von Martini/Ziekow für das Bundesministerium für Gesundheit hält eine 
Vertragsstrafe in Höhe von 150.000 € für angemessen. Dieser Bewertung schließen wir uns 
an. Höhere Vertragsstrafen wären aus unserer Sicht nur angemessen, wenn sie degressiv 
bemessen sind. 
 
Der BDI und die DGIM lehnen die Regelungen gemäß § 6 Abs. 1 Gesetzesentwurf zur Si-
cherung der hausärztlichen Versorgung und des öffentlichen Gesundheitsdienstes in Hessen 
ab und schlagen folgende Änderung vor:  
 

§ 6 Abs. 1 wird wie folgt geändert: 
 
Bewerberinnen und Bewerber verpflichten sich in einem öffentlich-rechtlichen Vertrag 
mit dem Land Hessen zu einer Vertragsstrafe in Höhe von 150.000 € für den Fall, 
dass sie einer ihrer Verpflichtungen nach § 2 Nr. 1 und 2 oder § 4 Nr. 1 und 2 nicht 
oder nicht vollumfänglich nachkommen. 
 

 
 


